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„Wir erfahren von Kürzungen aus der Zeitung.“ – 
 „Unsere Expertise wird nicht gehört.“ – „Entscheidungen 
fallen über unsere Köpfe hinweg.“ Solche Sätze hört 
man derzeit häufig aus Museen. Die Kommunikation 
mit Verwaltung und Politik wird vielerorts als zunehmend 
schwieriger erlebt. Gleichzeitig stehen auch Verwal-
tung und Politik unter wachsendem Druck: Die Haus-
halte sind eng gestrickt, die Anforderungen steigen und 
Entscheidungen müssen oft unter Zeitdruck getroffen 
werden. Das Ergebnis ist viel Frustration auf allen 
Seiten und die Zusammenarbeit wird mühsamer, gerade 
wenn sie am dringendsten gebraucht würde. 

Dieser Beitrag zeigt, warum Kommunikation schwierig 
geworden ist – und vor allem: was alle Beteiligten 
konkret tun können, um sie zu verbessern.

Wenn die E-Mail am Freitagabend kommt

Die Szenarien sind vielen vertraut: Die E-Mail kommt 
Freitagabend. Der kommunale Zuschuss soll gekürzt 
werden, die Begründung bleibt knapp, Rückfragen 
sind kaum möglich. Oder: Die seit Monaten vorbereitete 
Entscheidung über die Sanierung wird erneut vertagt – 
ohne erkennbaren Grund, ohne Perspektive. Oder: 
Ein aufwendiger Beteiligungsprozess wird durchgeführt, 
monatelang wird diskutiert und am Ende entscheidet 
die Politik anders, ohne die Argumente aufzugreifen.

Solche Situationen sind keine Einzelfälle, sondern 
Ausdruck einer dysfunktionalen Kommunikation. 
Museen erleben mangelnde Wertschätzung, fehlende 
Transparenz und das Gefühl, mit ihren Bedarfen 
nicht gehört zu werden. Gleichzeitig fühlen sich auch 
Verwaltungen oft zwischen widersprüchlichen An-
forderungen zerrieben und politische Entscheidungs-
träger:innen müssen unter schwierigen Rahmen-
bedingungen Prioritäten setzen, die nie allen gerecht 
werden können.

Warum Kommunikation schwieriger wird

Die Ursachen liegen selten in mangelndem Willen 
einzelner Personen. Sie sind strukturell – und gerade 
deshalb hartnäckig. Drei Faktoren spielen dabei eine 
zentrale Rolle:

Erstens:  Unterschiedliche Arbeitslogiken treffen auf-
einander. Museen arbeiten langfristig, fachlich und 
prozessorientiert. Eine wissenschaftliche Aufarbeitung 
von Sammlungsbeständen braucht Zeit, eine neue 
Dauerausstellung entsteht nicht in wenigen Monaten. 
Diese Arbeit erfordert Expertise, Sorgfalt und Konti nui-
tät – Qualitäten, die Museen oft unter schwierigsten 
Bedingungen aufrechterhalten. Verwaltung hingegen 
denkt in Verfahren, Zuständigkeiten, Fristen und recht-
lichen Rahmenbedingungen. Was fachlich sinnvoll wäre, 
scheitert manchmal an Haushaltsordnungen oder Ver-
gaberichtlinien. Auch hier arbeiten engagierte Menschen, 
die oft zwischen Ermöglichung und  Regulierung balan-
cieren müssen. Politik wiederum bewegt sich in Wahl-
zyklen, öffentlicher Aufmerksamkeit und Legitimations-
druck. Eine unpopuläre Entscheidung lässt sich schwer 
umsetzen, auch wenn sie langfristig richtig wäre. 

Diese unterschiedlichen Logiken sind zunächst 
einmal notwendig und legitim. Problematisch wird es, 
wenn sie nicht öffentlich gemacht und übersetzt 
werden. Dann entsteht Unverständnis: Das Museum 
erlebt Verwaltung als „bürokratisch“, Verwaltung 
erlebt das Museum als „realitätsfern“, Politik wirkt auf 
beide „sprunghaft“. Dabei folgen alle ihrer jeweils 
eigenen, durchaus nachvollziehbaren Rationalität.1

Zweitens:  Alle stehen unter wachsendem Druck. 
Ein kleines Stadtmuseum mit 1,5 Stellen soll heute 
seine Sammlung pflegen, digitalisieren, Bildungs-
programme entwickeln, Teilhabe ermöglichen, nach-
haltig arbeiten und gesellschaftlich relevant sein. 
Die Anforderungen wachsen – die Ressourcen meist 
nicht. Dass Museen unter diesen Bedingungen über-
haupt noch qualitativ hochwertige Arbeit leisten, 
verdient höchste Anerkennung. Verwaltungen erleben 
ähnliche Widersprüche: Sie sollen Prozesse beschleu-
nigen und gleichzeitig stärkere Beteiligung zulassen, 
sparen und trotzdem Infrastruktur erhalten, Verfahren 
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vereinfachen bei gleichzeitig steigender Regelungs-
dichte. Auch hier leisten Mitarbeitende oft weit mehr, 
als ihre Aufgabenbeschreibungen vorsehen. Politik 
muss unter Zeitdruck entscheiden, oft ohne alle Informa-
tionen zu haben, und dabei verschiedene Interessen 
ausbalancieren. Die Komplexität dieser Abwägungs-
prozesse wird häufig unterschätzt. Hinzu kommt, dass 
gegenwärtige Transformationsprozesse additive Steue-
rungslogiken an ihre Grenzen bringen: Neue Anforde-
rungen können nicht dauerhaft „oben draufgepackt“ 
werden, ohne Strukturen, Rollen und Prioritäten neu zu 
verhandeln.2

Drittens:  Kommunikation findet oft erst statt, wenn 
es brennt. Wenn jedoch dauerhafte Dialogstrukturen 
fehlen, wird Austausch zur Krisenkommunikation. 
Man spricht miteinander, wenn gekürzt, geschlossen 
oder umstrukturiert werden muss – nicht, wenn es 
um  langfristige Entwicklung geht. Das verstärkt ein 
proble ma tisches Muster: Strukturelle Konflikte werden 
personalisiert. Aus systemischen Zwängen werden 
 individuelle Vorwürfe. Die Sachbearbeiterin wird zur 
„Verhindererin“, der Museumsleiter zum „Jammerer“, 
die Bürgermeisterin zur „Kulturbanausin“. Dabei 
sind oft alle in ihrer Rolle gefangen und versuchen 
unter schwierigen Bedingungen, ihre jeweilige Verant-
wortung wahrzunehmen.

Was können Museen tun?

Museen sind nicht machtlos. Auch wenn strukturelle 
Rahmenbedingungen begrenzt sind, gibt es konkrete 
Handlungsoptionen:

Bedarfe nachvol lz iehbar machen:  Statt nur zu 
sagen „Wir brauchen mehr Personal“, konkret werden: 
„Für die Betreuung von 80 Schulklassen pro Jahr, die 
fachgerechte Pflege von 15.000 Objekten, drei Sonder-
ausstellungen und die laufende Digitali sierung reichen 
1,5 Stellen nicht aus. Aktuell können wir nur noch 
reagieren, nicht mehr gestalten.“ Verwaltung und Politik 
brauchen nachvollziehbare Begründungen – nicht 
als Misstrauen, sondern weil sie selbst legitimieren 
müssen. Ein Beispiel aus der Praxis: Ein Museum in 
einer brandenburgischen Kleinstadt führte ein einfaches 
Monitoring ein. Es dokumentierte nicht nur Besuchs-
zahlen, sondern auch Schulkooperationen, ehren-
amtliches Engagement, Medienreichweite und Anfragen 
aus der Wissenschaft. Als Kürzungen drohten, konnte 
das Museum konkret zeigen, welche Leistungen 
wegfallen würden. Die Kürzung fiel deutlich geringer 
aus als ursprünglich geplant.

Die drei Systemlogiken und ihre Kommunikationsprobleme.

Missverständnisse 
entstehen nicht 

aus mangelndem Willen, 
sondern aus unterschiedlichen 

Systemlogiken.

M U S E E N

Fachlichkeit
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P O LIT IK
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Legitimation
Sichtbarkeit
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VERWA LT U NG

Verfahren
Rechtssicherheit
Haushaltslogik

Zuständigkeiten
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Verwaltungslogiken verstehen lernen: 
Haushalts prozesse, Förderbedingungen, rechtliche 
Vorgaben – je besser Museen diese Rahmen-
bedingungen ver stehen, desto gezielter können sie 
argumen tieren und Anträge formulieren. Manchmal 
lohnt es sich, nach zufragen: Warum dauert die 
 Entscheidung so lange? Welche rechtlichen Hürden 
gibt es? Was bräuchte die Verwaltung, um schneller 
handeln zu können? Solche Fragen signalisieren 
Interesse und öffnen oft überraschende Spielräume.

Leistungen sichtbarer machen:  Was leistet das 
Museum für die Stadtgesellschaft? Wie viele Menschen 
 werden erreicht? Welche Bildungsarbeit findet statt? 
Welchen Beitrag leisten wir zu gesellschaftlichem 
Zusammenhalt? Solche Informationen sollten kontinuier-
lich kommuniziert werden. Ein kurzer Jahresbericht, 
regelmäßige Gespräche mit dem Träger oder aus-
sagekräftige Berichte im Kulturausschuss schaffen 
Sichtbarkeit und damit auch Legitimation. 

Gesel lschaft l iche Relevanz akt iv ausbauen: 
Museen können ihre Rolle als Dritte Orte stärken und 
sich noch mehr als Orte der Begegnung, des Aus-
tauschs und der gesellschaftlichen Verständigung 
positionieren. Die Teilnahme an Kulturbeiräten, die 
Vernetzung mit anderen städtischen Akteuren – von 
Schulen über Sozialeinrichtungen bis zu Wirtschafts-
initiativen – und die Öffnung für neue Zielgruppen 
erhöhen nicht nur die gesellschaftliche Wirkung, son-
dern auch die kulturpolitische Sichtbarkeit. Wer als 
Museum aktiv zur Stadtentwicklung beiträgt, wird auch 
in Entscheidungsprozessen stärker wahrgenommen.

Was kann Verwaltung tun?

Auch Verwaltung hat konkrete Gestaltungsspielräume – 
oft größere, als im Alltagsstress sichtbar werden. 
Kulturverwaltungen leisten wertvolle Vermittlungsarbeit 
und tragen wesentlich dazu bei, dass kulturelle 
Infrastruktur überhaupt funktioniert. Diese Leistung 
verdient mehr Anerkennung. Zudem kann sie Folgen-
des tun, um die Verständigung zu verbessern:

Frühzeit ig einbinden:  Die häufigste Beschwerde 
von Museen lautet: „Wir werden zu spät informiert.“ 
Vieles ließe sich vermeiden, wenn Einrichtungen früher 
in Entscheidungsprozesse eingebunden würden und 
nicht erst, wenn Beschlüsse feststehen. Das bedeutet 
nicht, dass Museen immer mitentscheiden sollen. 
Aber sie können ihre Perspektive einbringen, Bedarfe 
artikulieren und auf mögliche Probleme hinweisen. 
Das verbessert nicht nur die Qualität von Entschei-
dungen, sondern auch deren Akzeptanz.

Proaktiv das Gespräch suchen:  Nicht nur 
reagieren, wenn Probleme akut werden, sondern 
regelmäßig den Austausch anbieten – auch über 
positive Entwick lungen. Ein quartalsmäßiges Gespräch 
mit dem Kultur amt oder der Bürgermeisterin schafft 
Beziehungen, die in Krisenzeiten tragen. Vertrauen 
entsteht nicht in Kürzungsdebatten, sondern in 
kontinuierlichem Dialog.

Vom Konfliktmodus zum Verständigungsmodus.

– Frühzeitige Einbindung
– Nachvollziehbare Entscheidungen
– Gemeinsame Wissensgrundlagen
– Langfristige Planung
– Vertrauensvolle Kooperation

– Kommunikation erst bei Krisen
– Intransparenz
– Personalisierung von Problemen
– Gegenseitige Vorwürfe
– Vertrauensverlust

– Transparenz
– Beteiligung
– Gemeinsame Ziele

KONFLIKTMODUS

REGELMÄSSIGER DIALOG

VERSTÄNDIGUNGSMODUS
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Was kann Politik tun?

Kommunalpolitiker:innen, die sich für Kultur engagieren, 
leisten unter oft schwierigen Bedingungen wichtige 
Arbeit für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Diese 
Verantwortung verdient Respekt. (Kultur-)Politik kann 
unter anderem Folgendes tun:

Rahmen setzen und Prior i täten klären:  Politik 
kann nicht alle Probleme lösen, aber sie kann Orientie-
rung geben. Welche kulturpolitischen Ziele werden 
verfolgt? Wo liegen Schwerpunkte? Was ist unter 
knappen Ressourcen realistisch? Klare Prioritäten sind 
unbequem, weil sie Verzicht bedeuten. Aber sie 
schaffen Plan barkeit und verhindern, dass Museen in 
permanenter Unsicherheit arbeiten. Der Soziologe 
Andreas Reckwitz beschreibt die Gegenwart als Phase, 
in der viele gesellschaftliche Illusionen brüchig werden. 
Gerade deshalb braucht es politische Akteur:innen, 
die realistische Erwartungen formulieren und kommuni-
zieren.5

Langfr ist igkeit  ermögl ichen:  Kurzfristige Projekt-
förderungen mögen flexibel erscheinen, für Museen 
sind sie oft problematisch. Daueraufgaben – Sammeln, 
Bewahren, Vermitteln – brauchen verlässliche Strukturen. 
Politik kann helfen, indem sie mehrjährige Zusagen 
ermöglicht, Förderungen verstetigt und institutionelle 
Absicherung stärkt. Dies kann bedeuten, bewusst 
Schwerpunkte zu setzen: Weniger Förderempfänger, 
dafür aber eine nachhaltigere, verlässlichere Unter-
stützung, die echte Entwicklung ermöglicht, statt ledig-
lich kurzfristige „Projektitis“ zu fördern. 

Dialogstrukturen inst i tut ional is ieren:  Politik 
kann dafür sorgen, dass Austausch nicht zufällig 
geschieht, sondern strukturell verankert wird. Kultur-
beiräte, regelmäßige Kulturkonferenzen, moderierte 
Verstän digungsverfahren oder strategische Planungs-
prozesse schaffen Räume für Verständigung. Ent-
scheidend ist dabei, dass solche Formate nicht nur 
symbolisch sind, sondern echten Einfluss ermöglichen. 
Die Politik wissenschaftlerin Renate Mayntz hat darauf 
hingewiesen, dass Steuerung in komplexen Gesell-
schaften zunehmend kooperativ und netzwerkorientiert 
organisiert werden muss – Kulturpolitik lässt sich heute 
immer weniger hierarchisch „durchsteuern“.6

Wertschätzung zeigen:  Politik hat symbolische 
Macht. Ein Besuch im Museum, öffentliche Anerkennung 
musealer Arbeit oder die Einbindung in stadtpolitische 
Debatten signalisieren: Museen sind wichtig. Das klingt 
banal, ist aber wirksam – gerade in Zeiten, in denen 
Museen oft „leiser“ arbeiten als andere Kultureinrich-
tungen.

Transparenz schaffen:  Viele Konflikte entstehen, 
weil Entscheidungswege unklar bleiben. Warum dauert 
eine Genehmigung so lange? Welche Stellen sind 
beteiligt? Wann ist mit einer Antwort zu rechnen? Die 
Weitergabe solcher Informationen kostet wenig Zeit, 
verhindert aber viel Frustration. Auch bei Ablehnungen 
hilft Transparenz: Wenn nachvollziehbar wird, warum 
etwas nicht möglich ist – rechtliche Vorgaben, Haus-
halts restriktionen, konkurrierende Prioritäten etc. – 
 entsteht zwar nicht zwingend Zustimmung, aber zumin-
dest Verständnis. Ein Kulturamt in einer mittleren 
Stadt führte eine einfache Regel ein: Jeder Förder-
antrag erhält innerhalb von zwei Wochen eine erste 
Rück meldung – auch wenn die endgültige Entschei-
dung noch dauert. Diese kleine Maßnahme verringerte 
die Zahl der Beschwerden erheblich, da deutlich 
wurde, dass das Anliegen bearbeitet wird.

Verfahren part iz ipat iver gestalten:  Beteiligung 
darf kein Feigenblatt sein. Wenn Museen eingebunden 
werden, muss klar sein: Was kann tatsächlich beein-
flusst werden? Wo liegen Grenzen? Was ist bereits 
entschieden? Scheinbeteiligung frustriert mehr als gar 
keine Beteiligung. Wo echte Gestaltungsspielräume 
bestehen, sollten sie genutzt werden. Gerade bei 
strategischen Fragen – etwa der Entwicklung von 
Förderrichtlinien oder kulturpolitischen Konzepten – 
können Museen wertvolle Expertise einbringen.3 

Regelmäßige Formate etabl ieren:  Statt nur 
in Krisen situationen zu kommunizieren, helfen feste 
Austauschformate: ein halbjährliches Treffen aller 
Museums leitungen mit dem Kulturamt, ein Jour fixe 
mit einzelnen Häusern oder thematische Werkstatt-
gespräche. Solche Formate schaffen Vertrauen 
und ermöglichen strategische Gespräche jenseits 
akuter Problemlagen.

Übersetzungsleistung erbringen:  Verwaltung 
kann eine wichtige Brückenfunktion zwischen Museen 
und Politik übernehmen. Sie kann helfen, fachliche 
Bedarfe politisch verständlich zu machen und umge-
kehrt politische Prioritäten nachvollziehbar zu vermit-
teln. Diese Übersetzungsarbeit ist anspruchsvoll, aber 
sie ist zentral für funktionierende Kulturpolitik.4 
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versach lichen, gemeinsame Wissensgrundlagen zu 
schaffen und Entscheidungen transparenter zu 
 machen. Entscheidend ist: Kulturentwicklungsplanung 
ersetzt politische Entscheidungen nicht, aber sie 
bereitet sie besser vor – und macht sie nachvollzieh-
barer. Dabei gewinnen zunehmend partizipative und 
dialog orientierte Methoden an Bedeutung, die unter-
schiedliche Perspektiven systematisch einbinden.8 
Kulturentwicklungsplanung kann so zur „Starthilfe 
transformativer Kulturpolitik“ werden, indem sie nicht 
nur bestehende Strukturen beschreibt, sondern 
Veränderungsprozesse aktiv gestaltet.9

Instrumente, die helfen

Neben diesen allgemeinen Handlungsoptionen gibt 
es konkrete Instrumente, die die Zusammenarbeit 
strukturell verbessern können:

Kulturentwicklungsplanung als Verstän di gungs-
raum:  Kulturentwicklungsplanung ist mehr als ein 
Maß nahmenkatalog. Sie ist ein strukturierter Raum, in 
dem Politik, Verwaltung und kulturelle Akteur:innen 
gemeinsam über Ziele, Bedarfe und Prioritäten disku-
tieren können. In Brandenburg zeigt das Beispiel 
Neuruppin7, dass solche Prozesse helfen, Konflikte zu 

Ausschnitt aus dem Abschlussbericht der KulturStrategie 2030 der Fontanestadt Neuruppin. Die Strategie wird seit mehreren Jahren erfolgreich 
umgesetzt.
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Dabei zeigt sich in der Praxis immer wieder: Wo Ver-
ständigung funktioniert, werden auch schwierige 
Situationen besser bewältigt. Das Museum, das seine 
Bedarfe nachvollziehbar kommuniziert. Die Verwaltung, 
die transparent macht, warum Entscheidungen dauern. 
Die Politik, die Prioritäten klärt, statt zu verschleiern. 

Verständigung ist dabei kein Selbstzweck. Sie ist 
Voraussetzung dafür, dass Museen ihre gesellschaft-
lichen Aufgaben erfüllen können. Und sie ist eine 
Investition in Vertrauen, in Beziehungen, in langfristige 
Handlungsfähigkeit. Besonders in Zeiten gesellschaft-
licher Unsicherheit wird deutlich, dass kulturelle 
Infrastruktur nicht allein aus Gebäuden und Sammlun-
gen besteht. Sie besteht ebenso aus Kommunikations-
fähigkeit und kooperativen Beziehungen.

Die E-Mail muss nicht Freitagabend kommen. Die 
Entscheidung kann vorbereitet statt verkündet werden. 
Das Beteiligungsverfahren kann echten Einfluss 
ermöglichen. All das ist möglich – wenn alle Beteiligten 
bereit sind, Zusammenarbeit nicht als lästige Pflicht, 
sondern als zentrale Voraussetzung zukunftsfähiger 
Kulturpolitik zu verstehen. Denn am Ende profitieren 
alle: Museen, die sich gehört fühlen, Verwaltungen, 
die auf tragfähige Beziehungen bauen können, Politik, 
die legitimierte Entscheidungen trifft. Und vor allem: 
eine Stadtgesellschaft, die auf funktionierende kulturelle 
Infrastruktur zählen kann.

Kulturbeiräte neu denken:  Viele Kommunen 
haben Kulturbeiräte, deren Funktion aber oft unklar 
bleibt:  Beraten sie? Legitimieren sie? Entscheiden 
sie mit? Diese Unklarheit führt zu Enttäuschungen. 
Besser ist es, Rollen explizit zu klären. Ein Beirat 
kann wertvolle Expertise einbringen – wenn seine 
Funktion definiert und seine Einbindung kontinuierlich 
ist. Kulturbeiräte sollten nicht nur bei Konflikten 
aktiviert werden, sondern strategisch eingebunden 
sein. Museen können hier mit ihrer Expertise eine 
wesentliche Rolle einnehmen.10

Ziel-  und Leistungsvereinbarungen:  Gerade 
bei größeren Häusern können Zielvereinbarungen 
zwischen Museum und Träger helfen, Erwartungen zu 
klären und Leistungen nachvollziehbar zu machen. 
Was soll das Museum erreichen? Mit welchen Ressour-
cen? Wie wird Erfolg gemessen? Solche Verein-
barungen schaffen Transparenz auf beiden Seiten – 
und verhindern unrealistische Erwartungen.

Evaluation und gemeinsame Wissensgrund-
lagen:  Entscheidungen sollten nicht „aus dem Bauch 
heraus“ getroffen werden, sondern auf Grundlage 
nach voll ziehbarer Informationen. Wie entwickeln sich 
Besuchszahlen? Welche Bevölkerungsgruppen werden 
erreicht? Wo liegen Bedarfe? Wo funktioniert Zusammen-
arbeit gut, wo nicht? Regelmäßige Evaluationen schaffen 
gemeinsames Wissen und helfen, Debatten zu ver-
sach lichen. Konzeptbasierte Kulturpolitik bedeutet 
nicht bürokratische Überregulierung, sondern transpa-
rente Entscheidungsgrundlagen, die kulturelle Teil-
habe systematisch berücksichtigen. Diese muss selbst-
verständlicher Bestandteil von Kulturpolitik und 
-förderung werden.11 

Gerade unter Druck gilt: mehr Kommunikation, 
nicht weniger

Die gegenwärtigen gesellschaftlichen Transformations-
prozesse erhöhen den Druck auf alle Beteiligten. 
Museen, Verwaltung und Politik bewegen sich in Situa-
tionen wachsender Unsicherheit und widersprüchlicher 
Anforderungen. Gerade deshalb besteht die Versuchung, 
Kommunikation zu reduzieren, Beteiligung zu verkürzen 
und Entscheidungen stärker hierarchisch zu treffen. 
Kurzfristig mag das effizient erscheinen. Langfristig 
führt es jedoch zu Vertrauensverlusten, Frustrationen 
und einer Schwächung kultureller Kooperationen.
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